
Aktenzeichen: 5 AZR 428/96
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 03. September 1997

- 5 AZR 428/96 -
I. Arbeitsgericht 

Münster Urteil vom 29. Juli 1994 
- 4 Ca 2521/93 -

II. Landesarbeitsgericht 
Hamm Urteil vom 12. Januar 1996 

- 5 Sa 1665/94 -
Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Bezahlung von Reisezeit

Gesetz:
BGB § 612 Abs. 1, §§ 611, 324, 242

Leitsätze:
1. Reisezeiten, die ein Arbeitnehmer über die regelmäßige Ar­
beitszeit hinaus im Interesse des Arbeitgebers aufwendet, hat 
der Arbeitgeber als Arbeitszeit zu vergüten, wenn das verein­
bart oder eine Vergütung "den Umständen nach" zu erwarten ist 
{§ 612 Abs. 1 BGB).
2. Ist eine Regelung nicht getroffen, sind die Umstände des 
Einzelfalls maßgeblich. Einen Rechtssatz, daß solche Reise­
zeiten stets oder regelmäßig zu vergüten seien, gibt es nicht.
3. Bei der Prüfung der Umstände steht dem Tatsachengericht 
ein Beurteilungsspielraum zu. Es kommt auch eine Vergütung eines Teils der Reisezeiten in Betracht.
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5 AZR 428/96
5 Sa 1665/94 Haram

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
3. September 1997 Urteil
Clobes,
AmtsInspektorals Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 3. September 1997 durch den Vorsitzenden 
Richter Griebeling, die Richter Schliemann und Dr. Reinecke sowie 
die ehrenamtlichen Richter Anthes und Brücker für Recht erkannt?
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1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 12. Januar 1996 
- 5 Sa 1665/94 - wird zurückgewiesen.

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tra­
gen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  s

Der Kläger verlangt die Bezahlung von Reisezeiten außerhalb 
seiner vertraglichen Arbeitszeit.

Der Beklagte ist ein Revisionsverband für ärztliche Organi­
sationen. Er hat seinen Sitz in M . Die Revisionen werden im
gesamten Bundesgebiet durchgeführt.

Der 1940 geborene Kläger ist Diplom-Ökonom. Beim Beklagten 
war er seit 1981 als Prüfer gegen ein Monatsgehalt nach Vergü­
tungsgruppe H a  BAT angestellt. Zuletzt bezog er 14 Gehälter in 
Höhe von 7.061,95 DM brutto sowie einen Zuschuß zu einer betrieb­
liche Altersversorgung in Form einer Direktversicherung in Höhe 
von 5.000,00 DM pro Jahr. Der Kläger wohnt in D .Zu den
Außenprüfungen ist er jeweils zum Sitz der zu prüfenden Organisa­
tion angereist. Die Prüferarbeit vor Ort erstreckte sich in der 
Regel auf mehrere Tage, zuweilen auch auf mehrere Wochen.

Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit des Klägers betrug 
42 Stunden. Der Arbeitsvertrag enthält keine Regelungen über die

3
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Bezahlung von Mehrarbeit oder Überstunden, sondern nur eine Rege­
lung über Reisekosten. Tarifliche Vorschriften über die Bezahlung 
von Mehrarbeit oder Überstunden galten für das ArbeitsVerhältnis 
nicht. Der Kläger begehrt nach Maßgabe seiner Aufstellungen vom 
17. April 1994 und seiner Berechnungen vom 16. Mai 1994 für die 
Zeit vom 4. November 1991 bis zum 1. Oktober 1993 die Bezahlung 
von insgesamt 231,75 Überstunden einschließlich MehrarbeitsZu­
schlägen in Höhe eines Gesamtbetrags von 11.018,71 DM. Die 
Überstunden setzen sich zusammen aus solchen für Reisezeiten und 
solchen für Prüfungstätigkeiten.

Der Kläger hat behauptet, sämtliche Überstunden seien vom 
Beklagten angeordnet und erforderlich gewesen, um die von ihm ge­
forderten Arbeiten termingerecht fertigstellen zu können.

Der Kläger hat im ersten Rechtszug beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an ihn 11.018,71 DM 
brutto nebst 4 % Zinsen auf den Nettobetrag aus 
8.612,20 DM seit 23. Dezember 1993 sowie auf 

) 2.406,91 DM seit dem 20. Mai 1994 zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Nach sei­
ner Auffassung sind die Reisezeiten nicht vergütungspflichtig, 
zumal der Kläger vielfach weisungswidrig statt mit der Bahn mit 
dem Auto gereist sei. Die Überstunden seien weder erbracht noch 
von ihr, der Beklagten, angeordnet worden.

Das Arbeitsgericht hat der Klage in Höhe von 9.266,60 DM
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brutto nebst Zinsen stattgegeben und sie im übrigen abgewiesen. 
Hiergegen hat lediglich der Beklagte Berufung eingelegt. Das Lan­
desarbeitsgericht hat das erstinstanzliche Urteil teilweise abge­
ändert und die Klage abgewiesen, soweit der Beklagte zur Zahlung 
von mehr als 5.425,00 DM brutto nebst Zinsen verurteilt worden 
war. Es hat angenommen, daß die Beklagte MehrarbeitsVergütung nur 
schulde, soweit der Kläger Reisezeiten von mehr als zwei Stunden 
pro Reisetag aufgewendet hat, und daß auf die zuerkannte Mehrar­
beit s Vergütung keine Überstundenzuschläge zu zahlen seien. Hier­
gegen wendet sich allein der Kläger mit der zugelassenen Revisi­
on .

E n t s c h e i d u n q s a r ü n d e  s

Die Revision des Klägers hat keinen Erfolg.

I. Der Revisionsantrag des Klägers bedarf der Auslegung. Sie 
führt zu dem Ergebnis, daß der Kläger das Urteil des Landesar­
beitsgerichts nur insoweit angreifen will, als er durch dieses 
Urteil beschwert ist. Beschwert ist der Kläger durch das Beru­
fungsurteil nur in Höhe von 3.884,60 DM.

II. Im Rahmen dieses Antrags ist die Revision unzulässig, soweit 
sie sich dagegen wendet, daß das Landesarbeitsgericht dem Kläger 
keine Überstundenzuschläge für solche Überstunden (Mehrarbeits­
stunden) zuerkannt hat, für die es ihm Mehrarbeitsvergütung zuge-
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sprochen hat. Zur Zulässigkeit der Revision gehört deren Begrün­
dung (§ 554 Abs. 3 Nr. 3 ZPO in Verbindung mit § 72 Abs. 5 
ArbGG). Der Revisionskläger muß für jedes mit der Revision ver­
folgte Begehren darlegen, gegen welche Rechtsnorm das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts aus welchem Grund verstoßen soll. Hat das 
Landesarbeitsgericht - wie hier - über mehrere selbständige 
Streitgegenstände mit jeweils eigener Begründung entschieden, so 
muß die Revision für jeden dieser Streitgegenstände begründet 
werden; hinsichtlich eines Streitgegenstandes, für den keine Re­
visionsbegründung vorliegt, ist die Revision unzulässig (BAG in 
ständiger Rechtsprechung, vgl. statt vieler: BAG Urteil vom 
9. April 1991 - 1 AZR 488/90 - BAGE 68, 1, 3 f. = AP Nr. 8 zu 
§ 18 BetrVG 1972, m.w.N.). Daran fehlt es hier hinsichtlich der 
oben genannten Überstundenzuschläge.

III. Im übrigen, nämlich hinsichtlich der Mehrarbeitsvergütung 
für bis zu zwei Reisestunden an jedem Reisetag, ist die Revision 
nicht begründet. Das Landesarbeitsgericht hat die Klage zu Recht 
abgewiesen.

1. Als Rechtsgrundlage kommt im vorliegenden Fall nur § 612 
Abs. 1 BGB in Betracht. Hiervon ist auch das Landesarbeitsgericht 
zu Recht ausgegangen.

a) Entgegen der Ansicht der Revision kann der Anspruch auf Ver­
gütung für Reisezeiten, die außerhalb der regelmäßigen Arbeits­
zeit liegen, nicht auf § 611 BGB in Verbindung mit dem Arbeits­
vertrag gestützt werden. Nach dem Arbeitsvertrag schuldet der Ar­
beitgeber lediglich die vereinbarte Vergütung für die versproche-
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nen Dienste. Enthält der Arbeitsvertrag - wie hier - keine Rege­
lung über die Leistung oder über die Bezahlung von Mehrarbeit und 
sind - wie hier ebenfalls - keine entsprechenden tarifvertragli­
chen Regelungen über Mehrarbeitsvergütung einschlägig, so umfaßt 
die Vergütungsvereinbarung lediglich die regelmäßige Arbeitszeit. 
Hingegen bildet § 612 Abs. 1 BGB die Rechtsgrundlage in den Fäl­
len, in denen entweder überhaupt keine Vergütungsvereinbarung 
vorliegt oder aber über die vereinbarte Tätigkeit hinaus höhere 
Dienste oder Überstunden oder Mehrarbeit geleistet werden (stän­
dige Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts, vgl. statt vieler: 
Urteil vom 27. Mai 1993 - 6 AZR 359/92 - AP Nr. 22 zu § 611 BGB 
Musiker, zu II 2 der Gründe; Urteil vom 17. März 1982 - 5 AZR 
1047/79 - BAGE 38, 194, 197 = AP Nr. 33 zu § 612 BGB, zu II 1 a 
der Gründe, m.w.N.).

b) Ebensowenig ist der Ansicht der Revision zu folgen, der An­
spruch des Klägers ergebe sich aus § 324 BGB in Verbindung mit
§ 242 BGB und Art. 3 Abs. 1 GG. Der Kläger hat nicht konkret vor­
getragen, inwieweit es zu Ungleichbehandlungen zu seinen Lasten 
gekommen sein soll und weshalb ihm deshalb auch für bis zu zwei 
Reisestunden pro Reisetag Arbeitsvergütung zustehen solle.

c) Zu Unrecht meint anderseits die Beklagte, § 612 Abs. 1 BGB 
sei deswegen nicht anzuwenden, weil die Reisetätigkeit des Klä­
gers nur eine Nebenpflicht und keine Hauptleistungspflicht dar­
stelle . Zu den Aufgaben des Klägers gehört, Prüfungen vor Ort 
vorzunehmen, das heißt, die zu prüfenden Einrichtungen aufzusu­
chen und in deren Geschäftsräumen zu prüfen. Deshalb stellt im 
vorliegenden Fall das Reisen für den Kläger nicht etwa die Erle-

- 7 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


7

digung einer Nebenpflicht dar, sondern ist Bestandteil der vom 
Kläger übernommenen Arbeitspflicht. Dementsprechend hat das Bun­
desarbeitsgericht angenommen, daß Zeiten, die ein im Außendienst 
tätiger Mitarbeiter eines Rationalisierungsunternehmens für Rei­
sen zu dessen Kunden aufwende, Bestandteil seiner arbeitsvertrag­
lichen Hauptleistungspflicht seien (BAG Urteil vom 28. März 1963 
- 5 AZR 209/62 - AP Nr. 3 zu § 611 BGB Wegezeit, zu II 1 b der 
Gründe).

2. Die Voraussetzungen des § 612 Abs. 1 BGB liegen jedoch nicht 
vor. Hiernach gilt "eine Vergütung als stillschweigend verein­
bart, wenn die Dienstleistung den Umständen nach nur gegen eine 
Vergütung zu erwarten ist". Angesichts der vom Landesarbeitsge­
richt festgestellten Umstände war vorliegend nicht zu erwarten, 
daß auch die ersten beiden Reisestunden außerhalb der Arbeitszeit 
an jedem Reisetag nur gegen Zahlung einer Vergütung zu leisten 
seien.

a) Das Landesarbeitsgericht hat unter Hinweis auf die Urteile 
des Senats vom 8. Dezember 1960 und 28. März 1963 (- 5 AZR 
304/58 - und - 5 AZR 209/62 - AP Nr. 1 und 3 zu § 611 BGB Wege­
zeit) ausgeführt, es schließe sich im Grundsatz der Rechtspre­
chung des Bundesarbeitsgerichts an, wonach die im Interesse des 
Arbeitgebers aufgewendete Reisezeit, auch soweit sie außerhalb 
der regulären Arbeitszeit anfalle, in der Regel vergütungspflich­
tig sei.

b) Diese Schlußfolgerung des Landesarbeitsgerichts aus den von 
ihm herangezogenen Urteilen des Bundesarbeitsgerichts wird insbe-
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sondere durch das angeführte Urteil vom 28. März 1963 (- 5 AZR 
209/62 - AP Nr. 3 zu § 611 BGB Wegezeit) nahegelegt. Indessen ist 
nicht zu übersehen, daß in dem vorbezeichneten Urteil wie auch im 
Urteil des Senats vom 8. Dezember 1960 (- 5 AZR 304/58 - AP Nr. 1 
zu § 611 BGB Wegezeit) und im Urteil des Bundesarbeitsgerichts 
vom 17. April 1957 (- 4 AZR 315/54 - BAGE 5, 86, 90 = AP Nr. 1 zu 
§ 2 TOA) unter Heranziehung aller Umstände, insbesondere der ta­
rifvertraglichen und arbeitsvertraglichen Regelungen, geprüft 
worden ist, ob und inwieweit jeweils im Einzelfall ein Anspruch 
auf Vergütung für Reisezeiten bestand. Sollte dieser Rechtspre­
chung, vor allem dem Urteil des Senats vom 28. März 1963 (- 5 AZR 
209/62 - AP Nr. 3 zu § 611 BGB Wegezeit) ein Rechtssatz des In­
haltes zu entnehmen sein, daß die im Interesse des Arbeitgebers 
aufgewendete Reisezeit, auch soweit sie außerhalb der regulären 
Arbeitszeit anfalle, "in der Regel" vergütungspflichtig sei, wird 
hieran nicht festgehalten. § 612 Abs. 1 BGB läßt eine solche 
grundsätzliche Aussage mit einem so weitreichenden Inhalt nicht 
zu. Vielmehr ist im Einzelfall zu prüfen, ob die durch die Reise 
erbrachte Dienstleistung den Umständen nach nur gegen eine Vergü­
tung zu erwarten ist.

3. Hiervon ist letztlich auch das Landesarbeitsgericht ausge­
gangen. Denn es hat im einzelnen geprüft, ob alle Reisezeiten des 
Klägers durch sein reguläres Gehalt als abgegolten anzusehen sind 
und dies - zu Recht - verneint. Es hat sodann geprüft, inwieweit 
in einem bestimmten Umfang Reisestunden des Klägers außerhalb 
seiner regulären täglichen Arbeitszeit als nicht vergütungs­
pflichtig anzusehen sind.
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a) Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der Umfang der ver­
gütungsfrei zu erbringenden Reisezeit stehe bei gehobener und 
entsprechend vergüteter Haupttätigkeit nicht starr fest, sondern 
richte sich nach den Umständen des Einzelfalles. Mit Blick auf 
diese Umstände, vor allem auf das besondere Arbeitsverhältnis des 
Klägers, sei eine Reisezeit von ggf. bis zu zwei Stunden über die 
geschuldete Arbeitszeit hinaus pro Reisetag als nicht vergütungs­
pflichtig und durch sein reguläres Gehalt abgegolten zu behan­
deln. Der Kläger gehe mit seinen Hauptaufgaben einer akademischen 
Tätigkeit nach. Sein Gehalt liege deutlich oberhalb der allgemei­
nen durchschnittlichen Bezahlung abhängig Beschäftigter. Nach den 
für seine Tätigkeit in Anbetracht der Höhe seiner Vergütung gel­
tenden, das Arbeitsleben beherrschenden Vorstellungen bestehe ob­
jektiv keine uneingeschränkte Vergütungserwartung für Reisezeiten 
jenseits des Rahmens der regelmäßigen Arbeitszeit. Schon in geho­
bener und nicht erst in leitender Stellung habe der Arbeitnehmer 
nach der Verkehrsanschauung ein gewisses Kontingent an Reisezei­
ten unentgeltlich zu erbringen. Dies bestätige die von der Be­
klagten behauptete, vom Kläger nicht bestrittene Branchenüblich- 
keit bei Wirtschaftsprüfern.

b) Diese Auffassung ist nicht zu beanstanden.

aa) Gemäß § 612 Abs. 1 BGB hängt der Anspruch auf Zahlung einer 
- nicht ausdrücklich vereinbarten - Vergütung davon ab, ob die 
Vergütung "den Umständen nach" zu erwarten ist. Das Gesetz ver­
wendet hier einen unbestimmten Rechtsbegriff. Die Anwendung eines 
unbestimmten Rechtsbegriffs unterliegt in der Revision nur einer

10

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


10

eingeschränkten Prüfung. Eine der Revision zugängliche Rechtsver­
letzung liegt nur vor, wenn der Rechtsbegriff selbst verkannt, 
Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungssätze verletzt oder wesent­
liche Umstände bei der Bewertung übersehen worden sind (BAG in 
ständiger Rechtsprechung, statt vieler: Urteil vom 7. Dezember 
1988 - 7 AZR 138/88 - AP Nr. 8 zu § 543 ZPO 1977; Urteil vom 
29. August 1991 - 2 AZR 220/91 (A) - AP Nr. 32 zu § 622 BGB).

bb) Diesem eingeschränkten Überprüfungsmaßstab hält das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts stand. Es hat angenommen, angesichts 
der Umstände im Streitfall sei nicht zu erwarten, daß die ersten 
zwei Reisestunden pro Reisetag vergütungspflichtig seien. Das 
Landesarbeitsgericht hat sich in dieser Annahme durch den vom 
Kläger nicht bestrittenen und daher als unstreitig angesehenen 
Vortrag der Beklagten zur Vergütung von Reisezeiten von Wirt­
schaftsprüfern bestätigt gesehen. Die hiergegen gerichteten An­
griffe des Klägers vermögen nicht zu überzeugen, sie sind unbe­
gründet. Insbesondere hat das Landesarbeitsgericht keinerlei Ge­
setze der Logik verletzt. Eine begründete Verfahrensrüge hat der 
Kläger insoweit nicht vorgebracht (§ 565 a ZPO).

Griebeling Schliemann Reinecke
Anthes Brücker
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